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Patsch – Zu einem schwe-
ren Unfall kam es Sams-
tagmittag auf der Baustelle 
des Brennerbasistunnels 
in Patsch. Gegen 12.20 Uhr 
wurde ein 37-jähriger un-
garischer Arbeiter in der 
so genannten „Tübbing-
halle“ mit schweren Kopf-

verletzungen gefunden. 
Der Mann war zwischen 
zwei Tübbingen einge-
klemmt. Ein Arbeitskolle-
ge musste die schweren 
Betonelemente wegfah-
ren, erst dann konnte der 
Notarzt zum Schwerver-
letzten vordringen. Der 

37-Jährige wurde nach 
der Erstversorgung für die 
weitere Behandlung in 
die Klinik Innsbruck ge-
bracht. Gegenstand poli-
zeilicher Ermittlungen ist, 
wie es überhaupt zu dem 
schweren Unfall kommen 
 konnte. (TT)

Eingeklemmt und schwer am Kopf verletzt

Ein Arbeiter wurde zwischen Betonbauteilen eingeklemmt. Foto: Falk

„In der Politik ist Transparenz notwendig, sie 

Von Peter Nindler

Innsbruck – Die finanzi-
elle Situation in den Ge-
meinden ist angespannt. 
117 Gemeinden sind 

stark oder voll verschul-
det. Die Schulden stiegen 
auf 1,196 Milliarden Euro 
an, dazu kommen noch 
die Verbindlichkeiten für 
die Gemeindeverbände 
von 235 Mio. Euro.

Deshalb sind die Kom-
munen auf die so ge-
nannten Bedarfszu-
weisungen aus dem 
Gemeindeausgleichs-
fonds (GAF) für den Aus-
bau und den Erhalt der 
kommunalen Infrastruk-
tur angewiesen. Vor al-
lem strukturschwache 
Gemeinden mit begrenz-
ten budgetären Ressour-
cen profitieren von den 
Fördermitteln, die zum 
Ausgleich zwischen fi-
nanzschwachen und fi-
nanzstarken Gemeinden 
beitragen. Im Vorjahr 
wurden 169 Mio. Euro 
ausgeschüttet, 2023 rund 
153 Millionen.

Die Investitionen flie-
ßen vor allem in den 
Erhalt der kommuna-
len Infrastruktur, in die 
Kinderbetreuung, in 
Schulen oder Wohn- 
und Pflegeheime. Jetzt 
flammt eine Debatte 
über die Geheimniskrä-
merei von Gemeinden 
auf. Die Klubobfrau der 
NEOS Birgit Obermüller 
spricht von einer Vertei-
lung hinter verschlosse-

169 Mio. 
Tirols Gemeinden erhielten im 

Vorjahr 169 Mio. Euro aus dem Ge-

meindeausgleichsfonds. Wie sie das 

Geld verwenden, daraus machen 

noch viele ein Geheimnis.

Birgit Obermüller/NEOS 

(Klubobfrau)

„Wer mit öffent-
lichen Geldern 

arbeitet, muss bereit 
sein, darüber öffent-
lich Rechenschaft 
abzulegen.“
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schen Bericht des 
Stadtrechnungshofs zur 
Lern-App „Innsbruck 
gemeinsam“ der Stadt 
Innsbruck, die federfüh-
rend vom ehemaligen 
Vizebürgermeister und 
heutigen Bürgermeister 
Johannes Anzengruber 
verantwortet wurde, gibt 
es jetzt einen weiteren 
Auftrag an den Rech-
nungshof. „Im Prüfbe-
richt zur Lern-App wur-
de nachgewiesen, dass 
es zu Anbahnungen und 
Auftragsvergaben sowie 
Bestellungen von den 
politischen Amtsträgern 
und deren Stabstelle ge-
kommen ist. Das darf 
sich nicht wiederholen“, 

sagt der Vorsitzende des 
Kontrol lausschusses 
Mesut Onay (ALI). Des-
halb soll geprüft werden, 
wie der Budgetvoran-
schlag für das heurige 
Jahr umgesetzt wird und 
ob es zu politischen An-
weisungen gekommen 
ist. Für 2024 werden 
stichprobenartige Prü-
fungen gefordert.

Für Onay geht es da-
rum, die richtigen Kon-
sequenzen aus den Vor-
gängen rund um die 
Lern-App zu ziehen. 
Schließlich hätten die An-
weisungen dazu geführt, 
dass wichtige zur Nach-
vollziehbarkeit vorge-
schriebene Dokumenta-
tionen zur Einhaltung der 

Transparenzbestimmun-
gen und der Vergabeord-
nung nicht vorschrifts-
mäßig dokumentiert 
wurden. ALI, KPÖ, Liste 
Fritz, „Das Neue Inns-
bruck“ und die FPÖ ha-
ben die Rechnungshof-
prüfung gefordert.

D ie FPÖ fordert ein-
mal mehr die Dop-

pelstaatsbürgerschaft 
für Südtiroler. „Der beste 
Schutz für die Südtiroler 
wäre die österreichische 
Staatsbürgerschaft“, be-
tont LA Gudrun Kofler. 
Bundes- und Landesre-
gierung sollten sich end-
lich aktiv für die Belange 
der Südtiroler einsetzen, 
fordert sie. (pn)

Politik am Sonntag

Weiterer Prüfantrag an  
den Stadtrechnungshof

In der Innsbrucker Stadtpolitik gibt es heftige Debatten über Transparenz und die Rolle der 

Politik bei Auftragsvergaben.  Foto: Thomas Böhm

Tirol
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Innsbruck – Die Gebühren in 
den Innsbrucker Kurzparkzo-
nen werden von einem Euro 
pro halber Stunde auf 1,10 Eu-
ro angehoben: Das hat der  Ge-
meinderat gestern mehrheit-
lich – gegen die Stimmen von 
FPÖ, Neuem Innsbruck, KPÖ 
und Liste Fritz – beschlossen. 

Von der Opposition kam 
teils harsche Kritik: Die Erhö-
hung sei „arbeitnehmer- und 
wirtschaftsfeindlich“, befand 
Reini Happ (FPÖ) – zumal 
Innsbruck bei den Parkgebüh-
ren österreichweit ohnehin 
schon in den Top 3 liege. 

Nach der Erhöhung der Ab-
fallgebühren um über 10 % 
und der übrigen Gebühren 
um 5 % agiere die Stadt neu-
erlich als „Gebührentreiber“, 
kritisierte Markus Stoll (Neu-
es Innsbruck). Hinzu komme, 
dass die Parkautomaten kein 

Wechselgeld ausgeben und 
Kartenzahlung nicht möglich 
ist (im Gegensatz zur Zahlung 
per Handy-App, Anm.). Tom 
Mayer (Liste Fritz) verwies 
darauf, dass viele KundInnen 
schon jetzt von der Innenstadt 
auf Einkaufzentren mit ihren 

kostenlosen Parkmöglichkei-
ten ausweichen würden. 

Gebührenerhöhungen seien 
„nicht beliebt“, ist Mobilitäts-
stadträtin Janine Bex (Grüne) 
bewusst, es gebe jedoch ei-
ne „gemeinsame Budgetver-
antwortung“. Zugleich setze 
man auf eine Stärkung der gel-
ben Innenstadtkarte (die u. a. 
Gratis-Parkzeit in Innenstadt-
Garagen ermöglicht). Mit der 
Kategorie „Berufsparken“ er-
mögliche man Erleichterun-
gen etwa für Handwerker und 
Pflegepersonal. Generell sorge 
Parkraumbewirtschaftung für 

„sinnvolle Flächenfluktuation, 
auch im Sinne der Wirtschaft“ 
und vor allem der AnrainerIn-
nen. Wobei sich die Innsbru-
ckerInnen „großteils bereits 
vorbildlich im Umweltver-
bund“ (Öffis, Rad, Fußwege) 
bewegen würden, wie Bex er-
gänzte. Man arbeite zudem an 
einer weiteren Attraktivierung 
der Innenstadt.  

Ein Ergänzungsantrag der 
KPÖ, mit zusätzlichen Einnah-
men aus den Parkgebühren 
die Öffi-Tariferhöhungen bei 
VVT und IVB abzufedern, fand 
gestern keine Mehrheit. (md)

Parken in Innsbruck wird um 10 % teurer
Opposition kritisiert „wirtschaftsfeindliche“ Maßnahme, Stadträtin verteidigt Erhöhung der Parkgebühren.

Reini Happ 
(Gemeinderat, FPÖ) 

„Diverse Gebühren 
wurden bereits er-

höht, jetzt wird den Bür-
gern der letzte Euro aus 
der Tasche gepresst.“

Janine Bex  
(Mobilitätsstadträtin, Grüne) 

„ Parkraumbewirt-
schaftung sorgt für 

sinnvolle Flächenfluktu-
ation, auch im Sinne der 
Wirtschaft.“

Innsbruck – Die Lern-App 
„Innsbruck Gemeinsam“  ging 
2021 online und im Juli 2024 
offline – sie wurde eingestellt. 
Die Prüfung des Stadtrech-
nungshofs zeichnet jetzt ein 
zweifelhaftes Bild von Genese, 
Beauftragung und Abwicklung 
dieser App. Politisch verant-
wortlich war der damalige VP-
Vizebürgermeister und heutige 
Stadtchef Johannes Anzengru-
ber (JA – Jetzt Innsbruck).

Der Vorsitzende des Kont-
rollausschusses Mesut Onay 
listete penibel eine „tragische“ 
Geschichte in drei Akten auf. 
Die 47.000 Euro für die App 
haben nämlich drei unter-

schiedliche Ämter (Sicherheit, 
Gesundheit und Berufsfeuer-
wehr) bezahlt. Aber eine Zu-
sammenarbeit habe es nicht 
gegeben.

Anzengruber gibt zu, dass 
die Vergabe nicht ganz per-
fekt bzw. chaotisch gelau-
fen sei und er es heute nicht 
mehr so machen würde. Die 
Korruptionsstaatsanwalt-
schaft habe die Causa, auch 
im Zusammenhang mit den 
„Erlebni s Cards“, geprüft und 
die Ermittlungen eingestellt. 
Außerdem: Die Inhalte wür-
den nach wie vor zur Verfü-
gung stehen.

Anders die Opposition: An-
drea Haselwanter-Schneider 
(Liste Fritz) mahnte die poli-
tisch-moralische Verantwor-
tung Anzengrubers ein. Noch  
härter formulierte es FPÖ- 
Klubobfrau Andrea Dengg, 
die  von einem „Selbstbedie-
nungsladen des Bürgermeis-
ters“ spricht. An Compliance-
Richtlinien (transparentes 
Handeln) müsse sich vor allem 
Anzengruber halten.

Markus Stoll vom Neuen 
Innsbruck kritisiert, dass die 
App ein Beispiel dafür ist, wie 
man es nicht macht. Für den 
grünen Klubchef Dejan Lu-
kovic müssten die Empfeh-
lungen des Rechnungshofs 
umgesetzt und die Lehren 
daraus gezogen werden. (pn)

 Opposition 
rechnet mit 
App-Flop ab 

Im Innsbrucker Gemeinderat ging 

die Opposition mit der eingestellten 

Lern-App von Bürgermeister 

Anzengruber hart ins Gericht.

GR Mesut Onay/ALi 
(Kontrollausschuss-Vorsitzender) 

„ Es ist eine tragische 
Geschichte in drei 

Akten. Denn bei der App 
gab es keine Zusammen-
arbeit der Ämter.“
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entrechtet“, ergänzte er, „wir 
wenden eine landesgesetzli-
che Grundlage, die seit den 
90ern besteht, endlich an.“

Anzengruber und Pla-
nungsstadträtin Janine Bex 
(Grüne) bekräftigten, die 
Grundflächen in einem ko-
operativen Weg „auf Augen-
höhe“ mit den Eigentümern 
entwickeln zu wollen.

Markus Stoll (Neues Inns-
bruck) bezweifelt hingegen 
massiv, dass über das Instru-

Innsbruck – Am Ende einer 
dreistündigen, erwartet hitzi-
gen Debatte gab es gestern im 
Innsbrucker Gemeinderat Ap-
plaus für eine breite Mehrheit: 
29 MandatarInnen stimmten 
für eine Bausperre, welche 
die geplante Ausweisung von 
Vorbehaltsflächen für den ge-
förderten Wohnbau absichern 
soll. Neben der Dreierkoalition 
aus JA, Grünen und SPÖ tru-
gen dies auch KPÖ, Liste Fritz 
und ALi mit – bei Gegenstim-
men der FPÖ und Enthaltung 
des Neuen Innsbruck.

Die Vorbehaltsflächen sol-
len es, wie berichtet, der 
Stadt oder Gemeinnützigen 
ermöglichen, bei mindestens 
2500 m² großen, als Bauland 
gewidmeten, aber seit über 15 
Jahren unbebauten Grundflä-
chen in Privatbesitz 50 % zu 
Wohnbauförderkonditionen 
zu erwerben, um dort leist-
baren Wohnraum zu realisie-
ren. 23 Flächen von 26 (Mit-)

EigentümerInnen – ca. 10,7 
Hektar – sind betroffen.

Die Diskussion verlief teils 
äußerst kontrovers, je nach 
Standpunkt reichten die Ein-
schätzungen von „Meilen-
stein“ bis „Enteignung“.

„Historischer Beschluss“

„Es kann nicht sein, dass 
in Innsbruck Eigentums-
wohnungen zu weit über 
10.000 Euro/m² über den 
Markt gehen und für 50-m²-
Mietwohnungen 1500 Euro 
monatlich zu zahlen sind“, 
meinte Bürgermeister Johan-
nes Anzengruber (JA) zum bri-
santen Ist-Zustand. 

Wohnungsausschuss-Ob-
mann Benjamin Plach (SPÖ) 
sah einen „historischen Be-
schluss“: „Wir schaffen es, seit 
Jahrzehnten brachliegendes 
Bauland zu mobilisieren“ – 
wobei er einräumte, dass der 
Prozess Jahre dauern werde. 
„Niemand wird enteignet oder 

Stadt nimmt erste Hürde 
bei Bauland-Mobilisierung
Bausperre, die Grundflächen für geförderten Wohnbau absichern soll, 

fand in Innsbruck breite Mehrheit. Doch es setzte auch harsche Kritik.

Klares Votum: Nach drei Stunden hitziger Debatte hoben sich 29 Hände für die Bausperre zur Absicherung geplanter Vorbehaltsflächen.  Foto: Liebl/TT

ment der Vorbehaltsflächen 
in absehbarer Zeit leistbare 
Wohnungen entstehen wer-
den. Hier werde den  Innsbru-
ckern „Sand in die Augen ge-
streut“. Seiner Meinung nach 
hätte die Stadtführung schon 
im Vorfeld das Gespräch mit 
den Grundeigentümern su-
chen müssen.

Genauso sieht das auch 
Stadtrat Markus Lassenber-
ger (FPÖ), der sehr wohl „Ent-
eignungsfantasien“ ortet und 
Anzengruber eine inhaltliche 
180-Grad-Wende vorwirft.

Andrea Haselwanter-
Schneider (Liste Fritz) übte 
Kritik in beide Richtungen: 
Den „Enteignungsschreiern“ 
hielt sie entgegen, dass nie-
mandem etwas weggenom-
men werde: „Es bleibt ge-
widmetes Bauland.“ Zugleich 
kritisierte sie eine „überfalls-
artige“ Vorgehensweise der 
Stadtführung ohne Einbin-
dung der Opposition. (md)

Vizebürgermeister Georg Willi 
(Wohnungsstadtrat, Grüne) 

„Bei großen, lang 
brachliegenden 

Flächen 50 % zu einem 
reduzierten Preis bereit-
zustellen, ist zumutbar.“

Markus Lassenberger 
(Oppositions-Stadtrat, FPÖ) 

„Die Bausperre ist 
das liebste Mittel 

der neuen Regierung, 
um Eigentümer in die 
Knie zu zwingen.“
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SiehabenFragenzurKlimakrise?
Dann schreiben Sie uns doch
anklimakrise@kronenzeitung.at

HELGA KROMP-KOLB

Klimakrise
Fragen &
Antworten

der Überarbeitung ihrer
Raumordnung befindet.
Das Land Tirol sei gefor-
dert, „juristischen Miss-
brauch“ zu beseitigen, sagt
der Tiroler FPÖ-Chef und
kündigt einen entsprechen-
denAntrag an.
Der Kontrollbericht zu
Anzengrubers Apps zeige
deutlich, dass dieser „mit
Transparenz und Sauber-
keit so viel zu tun hat wie
seine Koalitionspartner
mit Wirtschaftsverstand,
nämlich überhaupt nichts“,
geht FPÖ-Stadtrat Lassen-
berger mit dem Stadtchef
hart ins Gericht. Für Liste-
Fritz-Parteichefin und Ge-
meinderätin Andrea Hasel-
wanter-Schneider hat An-
zengruber „gegen grundle-
gende politische Anstands-
regeln verstoßen“. phil

A
ls eine harte Bewäh-
rungsprobe bezeichnet

der Tiroler FPÖ-Landes-
parteiobmann Markus Ab-
werzger die Pläne der Inns-
brucker Stadtregierung be-
züglich der Verhängung
einer Bausperre als Mittel
für die Schaffung von so-
zialem Wohnbau. „Nicht
nur, dass dies ein massiver
Eingriff in Privateigentum
ist, stellt diese Maßnahme
den Landesgesetzgeber auf
eine harte Probe“, erörtert
Abwerzger. Er verweist da-
rauf, dass eine Bausperre
als eine vorübergehende
Maßnahme gedacht war,
um Gemeinden zu ermäch-
tigen, die Bauführung in
einem bestimmten Gebiet
für eine gewisse Zeit zu
unterbinden, wenn die Ge-
meinde sich in einer Phase

Innsbrucker Enteignungspläne
schlagen Wellen bis ins Landhaus

Klima und Politik
Für die Zustimmung der
Grünen zur Kehrtwende be-
züglich der Schuldenbrem-
se im deutschen Parlament
wurden von den insgesamt
500 Milliarden Euro 100
Milliarden den Ländern für
die Energiewende zugesagt
sowie 100 Milliarden für zu-
sätzliche Klimaschutzpro-
jekte gewidmet. Das ver-
doppelt die jährlichen Mit-
tel des Transformations-
fonds, ist aber für die not-
wendigen Klimamaßnah-
men immer noch zu wenig.
Österreich geht den um-

gekehrten Weg: Klima-
schutzausgaben fallen dem
Sparstift zum Opfer. Auch
bei uns fließt mehr in Auf-
rüstung als Klimaschutz.
Wenn Präsident Donald

Trump Grönland den USA
einverleiben möchte, hängt
auch das mit dem Klima-
wandel zusammen: Die
vielfältigen Bodenschätze
Grönlands werden durch
das Schmelzen des Eises zu-
gänglicher. Seit Jahren ver-
suchen sich Europa, Russ-
land, China und die USA
möglichst exklusiven Zu-
gang zu sichern. Grönland
sieht darin die Chance, un-
abhängig von dänischen
Subventionen zu werden.
Auch die Schiffsrouten

durch die Arktis gewinnen
mit dem Schmelzen des
Meereises an Bedeutung.
Die Nordwest-Passage ver-
bindet Pazifik und Atlantik,
kann weite Umwege erspa-
ren und könnte bald ganz-
jährig eisfrei sein. Von
Grönland aus kann ein
Staat diese Routen kontrol-
lieren. Und das möchten
die USA keinesfalls Russ-
land oder China überlassen.

Bausperre für 78 Privatgrundstücke: FPÖ regt Gesetzesnovelle

an. Liste Fritz schlägt bei mausetotenApps „Geld zurück!“ vor.

Helga Kromp-Kolb ist Professorin
an der Universität für Bodenkultur
in Wien und Österreichs führende

Expertin für Klimaschutz.

Die nun geplanten
Maßnahmen der
Caprese-Koalition gehen
klar über die ursprüngliche
Intention des
Landesgesetz-
gebers hinaus.

FP-Obmann LA
Markus
Abwerzger

Es ist Anzengrubers
Pflicht, den Schaden für
die Steuerzahler zu
begrenzen und das Geld
vomApp-Ent-
wickler wieder
zurückzuholen.

Andrea Haselwanter-
Schneider,
Liste Fritz
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Das alte

Tirol

ZEHN-FINGER-SYSTEM
Somancher wird beim Blick auf dieses Bild noch den Klang der Schreibmaschinen im
Ohr haben. In vielen Schulen gab es Fächer fürs Erlernen des Zehn-Finger-Systems,
um schnell einen Brief abtippen zu können. Für die Kopie wurde ein Blaupapier
eingelegt. Das Foto entstand 1972 in der kaufmännischen Berufsschule in Imst. Dort
drückte Einsender Hans Rimml aus dem Pitztal die Schulbank. Danke für den Beitrag.
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Von Michael Domanig

Innsbruck – Heftige Kontro-
versen sind am Donnerstag im 
Innsbrucker Gemeinderat fix. 
Denn nun soll es ernst werden 
mit der – in der Vorperiode ge-
scheiterten – Ausweisung von 
Vorbehaltsflächen für den ge-
förderten Wohnbau.
Ziel: Die Dreierkoalition aus 
JA – Jetzt Innsbruck, Grünen 
und SPÖ sieht in den Vorbe-
haltsflächen einen wichtigen 
Hebel, um leistbaren Wohn-
raum zu schaffen. „Andere 
reden, wir tun’s“, sagt Bür-
germeister Johannes Anzen-
gruber (JA) – „wobei viele Ti-
roler Gemeinden dieses vom 
Land vorgegebene Instrument 
schon länger einsetzen.“ 

  Flächen: Konkret geht es 
um bereits als Bauland gewid-
mete, aber unbebaute Grund-
stücke in Privatbesitz, die in 
Summe über 2500 m2 groß 
sind. Diese können, so der 
Plan, durch die Ausweisung 
der Vorbehaltsflächen künftig 
zu 50 % für sozialen Wohnbau 
herangezogen werden.

„Wir wollen das fair, trans-
parent und kooperativ mit den 
Eigentümern angehen“, be-
tont Anzengruber – darunter 
seien kirchliche Einrichtun-
gen, Investoren, auch Grund-
besitzer aus dem Ausland.  

Die Vorbehaltsflächen sol-
len in der Fortschreibung des 
Örtlichen Raumordnungs-
konzeptes (ÖROKO) ausge-
wiesen und dann jeweils in ei-
nem Widmungsplan festgelegt 
werden. Ist diese Widmung in 
Kraft, müssen die Eigentümer 
die Vorbehaltsfläche binnen 
zehn Jahren zu den Konditi-

onen der Wohnbauförderung 
an die Stadt oder einen ge-
meinnützigen Wohnbauträger 
verkaufen. Andernfalls erfolgt 
automatisch eine Rückwid-
mung in Freiland. 
  Bausperre: Als ersten 
Schritt wird der Gemeinde-
rat nun eine Bausperre für die 
betreffenden Grundstücke be-
schließen. Damit soll verhin-
dert werden, dass die Flächen 

vorzeitig geteilt oder bebaut 
werden. Nach Inkrafttreten 
der Sperre hat die Stadt ein 
Jahr Zeit, einen entsprechen-
den Änderungsentwurf für das 
ÖROKO aufzulegen. 

Details gibt die Stadtregie-
rung noch bekannt. Fix ist 
aber: Die Bausperre betrifft 
insgesamt 80 Grundstücke 
von 24 Eigentümern, von Am-
ras bis Hötting, von Mühlau 

und Arzl bis Igls und Vill. Da-
zu zählt auch jenes 8000-m²-
Areal in Amras, auf dem Pema 
und UBM ca. 140 frei finan-
zierte Eigentumswohnungen 
planen. Hier hat der Gemein-
derat schon im Oktober für ei-
ne Bausperre gestimmt.
  Gesetzesgrundlage: Die 
Möglichkeit der Ausweisung 
von Vorbehaltsflächen ist im 
Tiroler Raumordnungsgesetz 

bereits seit 1994 vorgesehen, 
„sofern der Grundbedarf an 
Wohnraum (...) zu leistbaren 
Bedingungen (...) anderweitig 
nicht gedeckt werden kann“. 

Innsbruck ist übrigens auch 
vom Land Tirol angehalten, 
Vorrangflächen für geförder-
ten Wohnbau auszuweisen – 
als eine von mittlerweile 166 
„Vorbehaltsgemeinden“. 
 Mehrheit: Neben der Drei-
erkoalition dürften auch KPÖ, 
Liste Fritz und ALi beim Be-
schluss für die Bausperre mit-
ziehen – und dann auch bei 
den Vorbehaltsflächen selbst. 
Dass die Stadt das Instrument 
anwendet, sei „längst überfäl-
lig“, meint ALi. Die KPÖ fordert 
zugleich einen Plan der Regie-
rung, „wie viele neue Stadt-
wohnungen in den nächsten 
Jahren gebaut werden“. 

Offene Fragen und Kritik

Von der Liste Fritz kommt 
ebenfalls ein prinzipielles Ja. 
Von „Enteignung“ könne man 
nicht sprechen, betont Par-
teichefin Andrea Haselwan-
ter-Schneider: „Es bleibt ja 
Bauland – und einen Teil zu 
einem etwas günstigeren Preis 
zu verkaufen, ist zumutbar.“ 
Allerdings wolle man von der 
Stadtregierung die Kriterien 
wissen, nach denen gerade 
diese 80 Grundstücke ausge-
wählt wurden. „Es handelt sich 
hier ja nur um einen Bruchteil 
des gewidmeten, unbebauten 
Baulandes in Innsbruck.“
 Kritik:  Bausperre und Vor-
behaltsflächen bleiben heftig 
umstritten. FPÖ-Stadtrat Mar-
kus Lassenberger spricht von 
einem „Frontalangriff auf das 
Privateigentum“. Er appelliert 
explizit an die Mandatare der 
Bürgermeisterliste, „bei dieser 
marxistischen Enteignungsor-
gie nicht mitzugehen“.

Die Stadt greife tief in Ei-
gentumsrechte ein, „ohne 
nachvollziehbare Kriterien 
offenzulegen“, kritisiert auch 
NEOS-Landtagsabgeordnete 
Susanna Riedlsperger. 

Mehrheit für Bausperre ist fix
80 Grundstücke sind betroffen: Als ersten Schritt zur Ausweisung von Vorbehaltsflächen 

für geförderten Wohnbau erlässt Innsbrucks Gemeinderat diese Woche eine Bausperre. 

Leistbarer Wohnraum ist in Innsbruck Mangelware – die Stadtführung will nun raumordnerisch handeln. Foto: Falk/TT

Von Viktoria Imp

Innsbruck – Kinderaugen 
funkeln, wenn ein Feuer-
wehrauto vorbeifährt. Diese 
Begeisterung hält bis ins Er-
wachsenenalter an. Viele Feu-
erwehren träumen von einem 
neuen, glänzenden Gefährt. 
Der Anschaffungsprozess ist 
vor allem eins: lang. Und nicht 
immer können dabei alle 
Wünsche erfüllt werden – das 
zeigte zuletzt die Diskussion 
um das neue Ischgler Feuer-
wehrauto.

„Zuerst redet der Komman-
dant mit dem Bürgermeister“, 
erklärt Landesfeuerwehrin-
spektor Rene Staudacher. 
Wenn das geklärt ist, landet 
der offizielle Antrag beim Be-
zirksausschuss der Feuer-

wehr. Erst dann geht es wei-
ter auf Landesebene. Laut 
Staudacher müssen viele Fra-
gen geklärt werden, um zu 
entscheiden, welches Auto 
in Frage kommt: Welche Ein-
satzaufgaben hat die Feuer-
wehr? Wie groß ist ihr Gebiet? 
Braucht es Sondergeräte? Er 
versteht, dass es zu Frustrati-
on kommen könnte: „Ich war 
ja selbst Ortskommandant.“  
Wer im Endeffekt was be-
kommt, sei aber genau gesetz-
lich geregelt. 

In einer Gemeinde mit 501 
bis 1000 Einwohnern wären 
etwa ein Tanklöschfahrzeug 
und ein Kleinlöschfahrzeug 
vorgesehe n. In der Praxis 
käm e es aber auf den Einzel-
fall an, zum Beispiel, ob zu-
sätzlich ein Gewerbegebiet 

vorhan den sei. Am Ende zer-
platzt so mancher Traum im-
mer am gleichen Punkt: den 
Kosten. Ein glänzendes, neu-
es Tanklöschfahrzeug kostet 
je nach Ausstattung schnell 
über eine halbe Million 
Euro. Dafür kann es 
bestenfalls auch fast 30 
Jahre im Einsatz sein. 

„Das Gesetz sagt 
klar, dass die Gemeinde zah-
len muss“, sagt  der Landes-
feuerwehrinspektor. Kann 
der Ort die Mittel erst in eini-
gen Jahren aufbringen, dau-
ert der Prozess dementspre-
chend länger. Wie viel das 
Land übernimmt, sei immer 
fallabhängig. Letztes Jahr för-
derte das Land Tirol seine 356 
Feuerwehren jedenfalls mit 
23,82 Millionen Euro.

Der lange Weg zum Feuerwehrauto
Die Anschaffung von Feuerwehrautos sorgte zuletzt für Diskussionen in Gemeinden. Der Prozess ist oft langwierig und komplex. 

Die Feuerwehr Eben am Achensee zeigt drei Feuerwehrautos aus verschiedenen Generationen. Nicht nur optisch, 

sondern auch technisch hat sich über die Jahre viel getan. Jedes Auto erzählt seine eigene Geschichte. Foto: LFV/Bichler

Auch abseits der geplan-

ten Bausperren (s. Artikel 

rechts) sind am Donnerstag 

im Innsbrucker Gemeinderat 

bei diversen Tagesordnungs-

punkten hitzige Debatten 

vorprogrammiert:

Prüfbericht: Der Stadtrech-

nungshof hat die Vorgänge 

rund um die (eingestellte) 

Lern-App „Innsbruck gemein-

sam“ geprüft, der Bericht 

wird nun dem Gemeinderat 

vorgelegt. Zur Erinnerung: 

Ein Ermittlungsverfahren der 

Wirtschafts- und Korruptions-

staatsanwaltschaft gegen 

den nunmehrigen Bürger-

meister Johannes Anzengru-

ber wegen des Verdachts 

der Vorteilszuwendung und 

Vorteilsannahme rund um 

die Verteilung von Tausenden 

„ErlebnisCards Tirol“ – weiter-

gegeben von jener Firma, die 

auch die Lern-App entwi-

ckelte – wurde im Juli 2024 

eingestellt. Es gehe aber 

noch um eine „ganzheitliche 

Offenlegung“ und (politi-

sche) Aufarbeitung, erklärt 

Kontrollausschuss-Obmann 

Mesut Onay (ALi).

Parken und Verkehr: Die 

Gebühren in den Innsbru-

cker Kurzparkzonen sollen 

von derzeit einem Euro pro 

halber Stunde auf 1,10 Euro 

angehoben werden – eine 

Mehrheit dafür ist am Don-

nerstag ebenso sicher wie 

eine kontroverse inhaltliche 

Diskussion. Dasselbe gilt für 

die massive Kostensteige-

rung bei der bevorstehenden 

Großbaustelle am Südring.

Brisante Themen

Die Parkgebühren in Inns-

bruck werden erhöht. Foto: md

Johannes Anzengruber 

(Innsbrucker Bürgermeister) 

„Wir wollen das 
Ganze transparent 

und kooperativ gemein-
sam mit den Eigentü-
mern angehen.“
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Von Joachim Leitner

E igentlich mag man nicht mehr hinhören. Und hinschauen mag 
man auch nicht. Aber wegschauen hat noch nie geholfen. 

Jedenfalls nicht nachhaltig. Also: Der demokratisch gewählte Dikta-
torenverehrer in Übersee will umsetzen, was besondere Patrioten im-
mer mal wieder andenken: In den Vereinigten Staaten soll es fortan 
und fürderhin nur eine offizielle Amtssprache geben: Englisch. Also 
Amerikanisch. Dadurch, wurde mitgeteilt, entstünde eine „geschlos-
sene und effizientere Gesellschaft“. Seit dem neuerlichen Amtsantritt 
des Oberamerikaners haben seine Untergebenen Erfahrung im Um-
benennen. Das ist gut. Weil jetzt wird’s aufwändig. Manches ist recht 
einfach: Los Angeles wird im offiziellen Amtsenglisch, pardon, also 
sorry, Amtsamerikanisch „The Angels“. Aus Las Vegas wird, das ist 
schon etwas kniffliger, vielleicht „Field“ oder „Meadows“, also Wiese. 
Und „Mar-a-Lago“? Vielleicht ist Wegschauen doch recht hilfreich.   

Adíos, America

Aufgeblättert

Sarah Jessica Parker alias „Carrie“ 
feiert ihren 60. Geburtstag. Seite 36

Sixty in the City
Ex-Ruderer Horst Nussbaumer folgt  
Karl Stoss als Verbandsboss. Seiten 2, 30

Der neue ÖOC-Präsident
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Der ORF bekommt diese Woche 

eine neues Gesetz. Foto: APA/Manhart

ORF-Gebühr. Bis 2029 sol-
len die monatlichen Kosten 
für den ORF je Haushalt nicht 
steigen. Das gilt für den ei-
gentlichen ORF-Beitrag von 
15,30 Euro und jene 3,10 Euro, 
die das Land Tirol als Abgabe 
zusätzlich einhebt. Seite 13

KULTUR/MEDIEN

Wechselhaft. Am  
Vormittag zeigt sich noch einmal 

die Sonne. Im Tagesverlauf bilden 
sich jedoch dichte Quell-
wolken mit einigen Regen-

schauern. Seite 28
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Laura und Felix wünschen ihrer Uroma Maria alles Gute zum 86. Geburtstag!

Sölden – Drei Skitourengeher 
wurden gestern in den Ötzta-
ler Alpen von einer Lawine er-
fasst. Dabei erlitten zwei von 
ihnen tödliche Verletzungen. 
Die Schneemassen rissen die 
beiden 30 Meter tief in eine 
Gletscherspalte mit, dort wur-

den sie auch noch von Schnee 
verschüttet. Sie konnten nur 
noch tot geborgen werden. Der 
dritte  Tourengeher wurde teil-
verschüttet und leicht  verletzt.

Die Rettungsaktion gestalte-
te sich schwierig. Das Unglück 
erinnert an jenes im Vorjahr 

in Vent, bei dem drei Men-
schen ums Leben kamen. Die 
Staatsanwaltschaft ermittelte 
und befand, den Bergführern 
konnte kein Vorwurf gemacht 
werden. (TT)

Mehr auf Seite 5

Lawinendrama am Gletscher

Eine sechsköpfige Gruppe – darunter ein Bergführer – waren am Vormittag Richtung Schalfkogel unterwegs, als sich 

die Lawine löste. Es folgte ein Großaufgebot alpiner RetterInnen.  Fotos: Bergrettung Gurgl, imago/E-PRESS PHOTO.COM, APA/Georg Hochmuth

Wien – Auf Banken könnten 
unangenehme Zeiten zurol-
len, Kreditnehmer können 
dagegen auf Rückzahlungen 
und günstigere Kreditkosten 
hoffen. Der Oberste Gerichts-
hof (OGH) hat bei der Bawag 
nach einer Klage der AK eine 
Klausel für unzulässig erklärt, 
nach der die Bank bei Kredi-
ten ein Bearbeitungsentgelt 
von 1,5 Prozent vom Kredit-
betrag berechnet.

Der Verbraucherschutzver-
ein (VSV) sieht darin ein rich-
tungsweisendes Urteil, mit 
Folgen für alle Banken. Eine 
Kreditgebühr von 1,5 Pro-
zent bei Verbraucherkrediten 
sei „gröblich benachteiligend 
und damit unwirksam“, so 
VSV-Obfrau Daniela Holzin-
ger-Vogtenhuber: „Alle von 
Verbrauchern an die Bank be-
zahlten Kreditbearbeitungs-
gebühren sind zu Unrecht 
kassiert worden und müssen 
zurückgezahlt werden.“ Dies 
gelte auch bei Immobilien-
krediten an Private.

Der OGH habe sich auf 
 EuGH-Urteile bezogen, wo-
nach Kreditgebühren sach-
lich gerechtfertigt sein müs-
sen, so Richard Eibl vom 
Prozessfinanzierer Padronus. 
Gemeinsam mit dem VSV 
bereite man Sammelklagen 
gegen Banken vor, um Rück-
zahlungen einzufordern. Die 
Verjährungsfrist beträgt laut 
VSV 30 Jahre. Jahrzehntelang 
hätten Banken Kreditbearbei-
tungsgebühren über mehrere 
tausend Euro verrechnet, so 
Eibl. Mit dem Urteil sei keine 
automatische Rückzahlung 
verbunden, Kunden müssten 
diese daher einklagen. 

Laut Wirtschaftskammer 
hat der OGH nicht die Kredit-
bearbeitungsgebühren gene-
rell beanstandet, sondern die 
Art der Bemessung, insbeson-
dere die prozentuale Verrech-
nung. Es gebe vom OGH kei-
ne Aussage zu den Folgen im 
Einzelfall. (mas, bea)

Mehr auf Seite 17

Gebühren: 
Banken droht 

Klagswelle
Höchstgericht rüttelt an der 

Kreditbearbeitungsgebühr. 

Verbraucherschützer will jetzt alle 

Banken auf Rückzahlung klagen.

Große, bereits als Bauland gewidmete Grundstücke in Privateigentum sol-
len in Innsbruck künftig zur Hälfte für leistbaren Wohnbau herangezogen 
werden. Als Erstes beschließt der Gemeinderat nun eine Bausperre für 80 
Grundstücke – ein durchaus kontroverser Schritt. Mehr auf Seite 19 Foto: Falk

Bausperre trifft 80 Grundstücke

Innsbruck – Die Lufthansa 
hat im heurigen Sommer-
flugplan, der schon nächste 
Woche startet, die Flugver-
bindung zwischen Innsbruck 
und Frankfurt vorerst gestri-
chen. Die Embraer-Maschi-
nen werden im Konzern für 
andere Strecken benötigt, be-
stätigt Flughafen-Boss Marco 
Pernetta. Die Verhandlungen 
über eine Wiederaufnahme 
laufen. Auch die AUA kappt 
über den Sommer einen der 
derzeit drei täglichen Wien-
Flüge ab Tirol. (bea)

Mehr auf Seite 18

Aus für Flüge 
nach Frankfurt

Wien – Das Innenministeri-
um veröffentlichte neue Vor-
würfe gegen eine Bulgarin, 
die als mutmaßliche Spionin 
für Russland tätig gewesen 
sein soll. Die Frau habe eine 
„umfangreiche Desinformati-
onskampagne“ durchgeführt, 
um die öffentliche Meinung 
pro Russland und gegen die 
Ukraine zu beeinflussen. Die 
Bulgarin soll auch Staats-
schutz-Chef Omar Haijawi-
Pirchner und profil-Chefre-
dakteurin Anna Thalhammer 
bespitzelt haben. (TT)

Mehr auf den Seiten 2, 11

Mit Fake News 
gegen Ukraine

Innsbruck – Die Europaregi-
on Tirol, Südtirol und Trenti-
no steht auf dem Prüfstand: 
Zu Differenzen in der Ver-
kehrspolitik kommen jetzt 
weitere Misstöne hinzu. Seit 
2006 besteht ein Koopera-
tionsvertrag zwischen dem 
Land Tirol und Südtirol zur 
Organisation des jährlich 
stattfindenden österreichi-
schen Jugendmusikwettbe-
werbes „prima la musica“, 
jetzt will Südtirol aussteigen. 
Das sorgt für Verstimmungen, 
das Land Tirol hofft auf einen 
Meinungsschwenk und im 
Sinne der Euregio auf einen 
Sinneswandel.

Indes ist der kommen-
de Dreier-Landtag in Meran 
um eine Posse reicher. Das 
Trentino will das Lkw-Nacht-
fahrverbot in Tirol aushebeln, 
das sorgt für Ärger. Denn die 
Liste Fritz hätte ebenso einen 
Antrag zum Nachtfahrverbot 
einbringen wollen – nämlich 
dessen Außer-Streit-Stellung 
in der Euregio. Doch VP/
SP lehnten das ab. Um nicht 
Südtirol oder das Trentino zu 
brüskieren. Das sorgt nun für 
Kopfschütteln. (pn, mami)

Mehr auf Seite 4

In Euregio 
kracht es 
gewaltig

Südtirol will aus ge- 

meinsamem musika-

lischen Nachwuchs-

wettbewerb „prima la 

musica“ aussteigen.
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Beschlüsse mit Gewicht sind im Dreier-Landtag der Euregio seit Jahren Man-
gelware. Streitpunkte werden in der Regel im Vorfeld aussortiert. Foto: Böhm

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – Als wäre der 
Transit-Antrag aus dem 
Trentino nicht bereits genug 
politischer Sprengstoff für 
den im Juni anberaumten 
„Dreier-Landtag“, sorgt nun 
auch eine Tiroler Initiative 
für Irritationen. Oder besser 
gesagt: deren Verhinderung.

Wie berichtet, soll die ge-
meinsame Sitzung der Eure-
gio-Landtage (Tirol, Südtirol, 
Trentino) das Aussetzen des 
Lkw-Nachtfahrverbots in Ti-
rol beschließen. So fordert es 
zumindest ein vom Trentino 

eingebrachter Antrag. Einer, 
der vergangene Woche in Ti-
rol für kollektive Empörung 
sorgte. Schließlich wird das 
Nachtfahrverbot von Lan-
deshauptmann Anton Mattle 
(VP) und Verkehrslandesrat 
René Zumtobel (SP) mit Zäh-
nen und Klauen verteidigt. 
Umso mehr, als die Anti-
Transitmaßnahmen zuletzt 
verstärkten Angriffen ausge-
setzt waren.

Über den Trentiner Antrag 
wundert sich auch Liste-Fritz-
Parteiobfrau Andrea Ha-
selwanter-Schneider. Mehr 
aber noch über die Haltung 
der Koalitionsparteien. Denn 
die Liste Fritz hätte für den 
Dreier-Landtag ebenso einen 
Antrag zum Lkw-Nachtfahr-
verbot vorbereitet gehabt. 
Nur sollte selbiger nicht das 
Aus, sondern dessen Außer-

Streit-Stellung innerhalb 
der Euregio bewirken. „ÖVP 
und SPÖ haben unseren An-
trag für den Dreier-Landtag 
aber nicht zugelassen, weil 

sie dort nur Einstimmigkeit 
möchten“, ärgert sich Hasel-
wanter-Schneider nun. Tirols 
Landtagspräsidentin Sonja 
Ledl-Rossmann (VP) gesteht 
das auch indirekt ein: „Das ist 
ein schwieriges Thema, wir 
haben einen offenen Diskurs 
geführt.“ Letztlich wolle man 
aber nicht einer anderen Re-
gion ausrichten, was sie zu 
tun habe. Dass die Trentiner 
Kollegen das offenkundig 
nicht so sehen, sei nun halt 
einmal so.

Für Haselwanter-Schnei-
der sind die Bedenken von 
VP und SP nichts anderes als 
ein „vorauseilender Gehor-
sam“: „Wir Tiroler Abgeord-
neten haben in erster Linie 
auf die Tiroler Bevölkerung 
zu schauen, ob es den Südti-
rolern und Trentinern passt 
oder nicht.“ Andernfalls müs-
se man den Dreier-Landtag 
„dringend überdenken“.

Fakt ist: Noch ist nicht fix, 
dass der Trentiner Antrag 
auf die Tagesordnung gesetzt 
wird. Das entscheidet erst 
die „interregionale Landtags-
kommission“. Wenn doch, ist 
der Antrag abgelehnt, wenn 
einer der drei Landtage ge-
schlossen dagegen stimmt. 
Tirol hätte es also weiterhin 
selbst in der Hand ...

Dreier-Landtag: 
Neuer Wirbel um 

Transit-Antrag
Während das Trentino das Aus für das Lkw-

Nachtfahrverbot fordert, wollte die Liste 

Fritz per Antrag selbiges in der Euregio 

außer Streit stellen. Doch VP/SP blockte ab.

Sonja Ledl-Rossmann 

(Landtagspräsidentin, VP) 

„Wir wollten nicht 
einer anderen Re-

gion ausrichten, was sie 
zu tun hat.“
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Andrea Haselwanter-Schneider 

(Liste-Fritz-Parteiobfrau) 

„Dieser vorausei-
lende Gehorsam ist 

feig und zeugt nicht von 
Selbstbewusstsein.“
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Von Peter Nindler

Innsbruck – Hier findet die 
Jugend in der Europaregion 
grenzüberschreitend zusam-
men, wird bei jeder sich nur 
bietenden Gelegenheit hin-
ausposaunt. Die Rede ist von 
der seit 2006 bestehenden 
Kooperation zwischen Tirol 
und Südtirol zur Organisati-
on des jährlich stattfinden-
den österreichischen Jugend-
musikwettbewerbs „prima la 
musica“. Gegründet wurde 
„prima la musica“ 1995.

Alle Bundesländer füh-
ren seither Landeswettbe-
werbe durch, Südtirol ist 
im Verbund mit Tirol quasi 
das zehnte Bundesland. Ab-
wechselnd wird der Bewerb 
in Südtirol und im Bundes-
land Tirol veranstaltet. In der 
Vorwoche ging der Jubilä-
umswettbewerb in Landeck 
zu Ende. 907 MusikerInnen, 
davon 288 aus Südtirol, nah-

men daran teil, um ihr Kön-
nen unter Beweis zu stellen 
und sich für den Bundes-
wettbewerb im Mai in Wien 
zu qualifizieren.

Doch wie jetzt durchsi-
ckert, steht hinter dem ge-
meinsamen grenzüber-
schreitenden Musizieren ein 
großes Fragezeichen. Denn 
Südtirol will aussteigen, der 
Aufwand sei zu groß, wird er-
klärt. Schon seit Wochen gibt 
es hinter den Kulissen inten-
sive Gespräche, die Verant-
wortlichen in Tirol bemühen 
sich um eine Fortsetzung. 
Schließlich wäre 2026 auch 
ein Jubiläumsjahr für die Eu-
regio. Nach 30 Jahren „prima 
la musica“ im heurigen Jahr 
würden Tirol und Südtirol ihr 
kleines Jubiläum feiern: 20 
Jahre auf der Gesamttiroler 
Musikbühne.

Offiziell hält sich Südtirol 
bedeckt. Mehr noch: „Seit 
nunmehr 30 Jahren ist ,pri-

ma la musica‘ ein Leucht-
turm der musikalischen 
Nachwuchsförderung“, be-
tonte zuletzt noch der Süd-
tiroler Bildungslandesrat 
Philipp Achammer von der 
Südtiroler Volkspartei. Aber 
vor allem er soll treibende 
Kraft hinter dem geplanten 
Ausstieg Südtirols sein.

Das wäre ein großer Ver-
lust, heißt es hingegen in Ti-
rol. Der hiesige Landeswett-
bewerb ist nämlich einer der 
größten in Österreich und 
zieht jährlich rund 1000 Mu-
siktalente aus verschiedenen 

Musikschulen und Konser-
vatorien an. „prima la musi-
ca“ gebe jungen Talenten die 
Möglichkeit, ihre musikali-
schen Fertigkeiten weiterzu-
entwickeln, sich mit ande-
ren zu messen und wertvolle 
Bühnenerfahrungen zu sam-
meln, ist Landesrätin Cor-
nelia Hagele (VP) ebenfalls 
überzeugt. 

Das politische Signal könn-
te auch nicht fataler sein, will 
die Euregio naturgemäß an 
der Basis punkten. Und bei 
den jungen Menschen. Mu-
sikalische Rettungsversuche 
im Sinne der Europaregion 
sind deshalb auf höchster 
Ebene zwischen den Landes-
hauptleuten Anton Mattle 
und Arno Kompatscher nicht 
ausgeschlossen. Apropos 
Kompatscher. Der Südtiro-
ler Landeshauptmann wird 
Ende der Woche zu seinem 
Antrittsbesuch bei der neu-
en Bundesregierung in Wien 
 erwartet.

Kompatscher in Wien

Im Mittelpunkt stehen dabei 
ein Treffen mit Außenminis-
terin Beate Meinl-Reisinger 
(NEOS) und Gespräche über  
die geplante Autonomiere-
form. Südtirol will verloren 
gegangene Kompetenzen 
zurückerlangen. Dabei geht 
es um die Wiederherstellung 
der Standards, die 1992 zur 
Streitbeilegung vor den Ver-
einten Nationen (UNO) ge-
führt hatten und die durch 
die italienische Verfassungs-
reform bzw. Urteile des Ver-
fassungsgerichts über die 
Jahre immer wieder ausge-
höhlt worden waren. Offen-
bar wurde in der Vorwoche 
ein entsprechender Verfas-
sungsentwurf übergeben.

Wie immer wird über die 
Transitpolitik in der Euregio 
gesprochen, eine Klage Itali-
ens beim Europäischen Ge-
richtshof ist anhängig. Darü-
ber hinaus ist ein Austausch 
mit den Südtirol-Sprechern 
aller im Nationalrat vertrete-
nen Parteien geplant. 

Südtirol will aussteigen, 
Misstöne bei „prima la musica“
Als eine Region traten bisher Tirol und Südtirol beim österreichischen Nach-

wuchsmusikwettbewerb auf. Jetzt könnte es zum Schlussakkord kommen.

Bittere Pille nach dem 30-Jahr-Jubiläum von „prima la musica“ in Landeck: Im nächsten Jahr könnte der renom-
mierte Wettbewerb ohne NachwuchsmusikerInnen aus Südtirol über die Bühne gehen.  Foto: Reichle

Politik in Kürze

I m Aufsichtsrat der Hypo 
Tirol Bank stehen dem-

nächst personelle Änderun-
gen an. ÖVP-Nationalrats-
abgeordneter Jakob Grüner 
(ÖVP), Daniel Mathoi und 
Daniela Kruckenhauser 
werden aus dem Gremium 
ausscheiden. Es gibt pro-
minente Nachbesetzungen, 
schließlich zieht mit Gun-
ter Mayr sogar ein ehema-
liger Finanzminister in den 
Hypo-Aufsichtsrat ein. Der 
gebürtige Tiroler und Sek-
tionschef für Steuerpolitik 
und Steuerrecht im Finanz-
ministerium leitete dieses 
nach dem Ausscheiden von 
Magnus Brunner bis zur 
Angelobung der neuen Bun-
desregierung. Mayr soll auf 
ausdrücklichen Wunsch von 

LH Anton Mattle (VP) diese 
Funktion übernehmen. Ju-
lia Hautz, Professorin für 
strategisches Management  
an der Universität Inns-
bruck, sowie die von der 
SPÖ vorgeschlagene Natio-
nalrätin Selma Yildirim ge-
hören künftig ebenfalls dem 
Kontrollorgan der Hypo an.

U nerwartete Schützen-
hilfe gibt es nun für 

Bildungslandesrätin Cor-
nelia Hagele (VP) in Sa-
chen Rechtsanspruch auf 
Kinderbetreuung seitens 
der NEOS. Wohl auch mit 
Blick auf die eigene Regie-
rungsbeteiligung im Bund 
begrüßt NEOS-Klubobfrau 
Birgit Obermüller die im 
Pilotprojekt von Schwarz-

Rot angepeilte Harmoni-
sierung der Elternbeiträge. 
Wie berichtet, gibt es daran 
massive Kritik, allen voran 
aus jenen Gemeinden, die 
derzeit ein Gratis-Angebot 
haben. „Schwaz und Zams 
müssen nun diese Entschei-
dung mittragen und ihre 

Gratis-Angebote aufgeben“, 
fordert Obermüller. Zwar 
würden auch die Pinken ein 
allgemeines kostenlosen 
Betreuungsangebot bevor-
zugen, aber „aufgrund der 
klammen Gemeinde- und 
Landeskassen ist das leider 
nicht möglich“. (pn, mami)

Ex-Finanzminister wird Hypo-Aufsichtsrat

NR Selma Yildirim (SPÖ) und der kurzzeitige Interims-Finanzminister Gun-
ter Mayr rücken in den Aufsichtsrat der Hypo Tirol auf. Fotos: TT/Liebl, APA/Fohringer

LR Cornelia Hagele/VP 

(Bildungslandesrätin) 

„Der Wettbewerb 
trägt wesentlich 

dazu bei, dass sich 
unser musikalischer 
Nachwuchs bestmöglich 
weiterentwickeln kann.“
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